
Kirchenrechtliche Konsequenzen der Einführung
der Generalsynode 1n der Church of England

Am 4. November 1970 Dr 1n Gegenwart VO'  3 Königın Elızabeth I1 die
neukonstitulerte Generalsynode der Church of England 1n London
Der vorhergehende teijerliche Gottesdienst 1in der Westminster Abbey entfaltete
die an kirchliche Organısatıon und die liturgische Pracht der Church of
England. Seit der Ablehnung der Unıi0on zwischen Anglikanern und Methodi-
sten 1im Juli 1969 die Berufung der Generalsynode die Erwartungen
geknüpft worden, daß die volle kirchenrechtliche Mıtverantwortung der Laıien
die Einführung der Union 1m zweıten Anlauf ermöglichen Wur .

Mıt der Einführung der Generalsynode folgte die Church of England einer
Entwicklung, die AUS der reformierten Tradıtion 1n das UTE Kirchen-
verfassungsrecht einfließend bereits 1im vorıigen Jahrhundert eLtwa2 1n Teu-
Ren und anderen deutschen Staaten als Folge des aufkommenden Konstitutio-
nalismus ZuUuUr Errichtung Von Generalsynoden führte. Diese Generalsynoden CT-
jelten zunehmend legislatıve Befugnisse zugewı1esen und verstanden sich
schliefßlich in Analogie den staatlichen Parlamenten als das Parlament der
Kır C in welchen die Nichttheologen gleichberechtigt wWwWenNnn auch nıcht
zahlenmäßig gleich beteiligt das Leben der Landeskirchen mitbestimmten.

Dıie Einführung der Generalsynode in der Church of England weIlst aber auch
gerade die Verschiedenartigkeit VO  3 englischer un deutscher kirchenrechtlicher
Entwicklung

In ieder der beiden Kirchenprovinzen Canterbury un ork besaß die
Chur of England se1it alters ıhre Kirchenparlamente, die „Convocatıions“,
welche den Anspruch erheben konnten, Alter seın als das Parlament des
Königreichs*. Wıe auch auf dem Kontinent die Konvokationen zunächst
die Versammlungen der Prälaten als der Repräsentanten der hohen Geistlich-
keit, aber schon 1m Jahrhundert wurden s1e die Zusammenkünfte VOomNn
Bischöfen und Klerus. In den Konvokationen wurde der Beıtrag des
Klerus der königlichen Kasse beschlossen, und obwohl Edward 1mM Jahre
1296 die Besteuerung der Geistlichkeit autf das Parlament übertragen wollte,
behielten die Konvokationen das Recht der Selbstbesteuerung bis 1664 bei?

Dıie Konvokation estand Aaus einem Oberhaus mi1t allen Diözesanbischöfen
einer TrOovınz und eiınem Unterhaus, das sich A4aUus Vertretern des Klerus
mensetzte. Dıiese Vertreter des Klerus 1mM Unterhaus der Konvokation hießen
Proktoren und ZUuU einen Teil gewählte Vertreter des Diözesanklerus,
ZUuU anderen Teil gyeborene Mitglieder (so eLw2 der Dekan jeder Kathedral-
kırche, die beiden dienstältesten Archdeacons jeder 1özese und Bıschöfe, die
nıcht englische Diözesanbischöfe sind)®. Die Artikel, das grundlegende Lehr-
dokument von 1562, stellten fest, daß „allgemeine Versammlungen nıcht ohne
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den Befehl un den Wıllen der rınzen“ stattfinden sollten‘?, und obwohl
ıne Konvokation keine allgemeine Versammlung WAafr, sind die Monarchen sıch

dıeser Vorschrift bewußt geblieben. Dıie Konvokationen iraten bis ZUrLr
Gegenwart 11ULr auf ein königliches Schreiben hın INM! un: bıs
1867 mit dem Parlament automatiısch aufgelöst, wenn eın Thronwechsel -
fand YSt als das britische Parlament ıne zeitlich festgelegte Legislatur-
periode gebunden wurde un! 11UTr auf Vorschlag des Premierministers hin auf-
gelöst werden konnte, wurden auch die Sıtzungsperioden der Konvokationen
nıcht mehr beim Tod des Monarchen been et?.

Die Konvokationen hatten selt dem Mittelalter ıhre wesentliche Aufgabe
darın, mit königlicher Erlaubnis das anonische echt der Kırche auszuformen

w1e G mıit der Zustimmung der Krone ın raft setzen. Es
kann jedoch nıcht übersehen werden, daß die rechtliche Wirksamkeit der
anones begrenzt WAar. S1ie nämli;ch 1Ur dann gültig, Wenn s1e nıcht

das allgemeıne Recht des Landes verstießen, und galten weiıl DUr VO'  -
Klerikern verabschiedet 1LUF für diesen Personenkreis®.

11
Dıie verfassungsrechtlich be ründete Teilnahme der Nichttheologen der

Verwaltung un der Gesetzge ung der Church of England kam mıiıt der Kon-
stitulerung der Church Assembly 1mM Jahre 1919 zustande?. Nach der Annahme
der „Church of England Assembly (Powers Act“ besafß die Church Assembly
ein Ma{iß gesetzgeberischer Autorität, welches die Autorität der Konvokatio-

bei weıtem überstieg, denn ıne „Measure“ der Church Assembly besa{fß
das Gewicht eines Parlamentsgesetzes®. Dıie Church Assembly estand re1ı
Häusern: ARIKN) dem „House of Bishops“, ZUsSAMMENSESETZT AUS den beiden ber-
häusern der Konvokationen, UK dem „House of Clergy“;, bestehend AusSs den
Mitgliedern der vereinıgten Unterhäuser der Konvokationen, und Aus dem
„House of Laıty- das sıch Aaus Männern un Frauen ZUSAMMENSECTZLE, die
kirchlichen Leben teilnahmen und durch die Diözesankonferenzen gewählt
wurden?.

Der Weg, der einzuschlagen Wäfl, einem Beschluß der Church Assembly
öfftentlich-rechtliche Geltung verschaffen, WAar kompliziert, entsprach aber 1n
der ausgew OoOgenNCN Verteilung der Zuständigkeiten dem geltenden staatskirch-
ıchen 5System 1n England!®. Dıie Church Assembly legte durch ıhr „Legislatıve
Commuittee“ ihren Beschluß dem parlamentarischen „Ecclesiastical Commıitee“
VOTr, welches aus Je Vertretern des ber- und Unterhauses für die
Dauer einer Legislaturperiode gebildet wurde. Das „Ecclesiastical Com-
mıttee“ prüfte den vorgelegten Text un konnte auf eigenen Wunsch oder
auf Verlangen des „Legislative Commuittee“ mit diesem ine gemeınsame S1it-
ZUNg abhalten. Das Ziel dieses Vorgehens War ein Bericht das Parlament,
der den Inhalt und dıe rechtliche Bedeutung des vorliegenden Gesetzestextes
würdigte. Dıeser Bericht des „Ecclesiastical Commiıttee“ wurde INMN! mit
dem ext der vorgelegten „Measure“ der Church Assembly beide Häuser
des Parlaments weıtergeleıtet, die bei einer Zustimmung der „Measure“diese der Krone ZUur Bestätigung zuleıteten. Der ursprünglıch durch die Church
Assembly gefaßte Beschlufß erlangte damit Gesetzeskraft un: setzte dement-
sprechend auch altere Parlamentsgesetze außer Kra
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Auf der Seıite der anglıkanıschen Laıien lieben jedoch unüberwindbare Vor-
ehalte das Nebeneinander VO  - Konvokationen un Church Assembly
bestehen: denn WEn die Church Assembly auch 1in manchen Bereichen der
ırchlichen Leıitung Entscheidungen treften konnte, die schließlich geltendes
Recht wurden, WAar doch weiterhin die Zuständigkeıit für die Aanones un
dıe kirchlichen Verlautbarungen mMit theologischem und dokrinärem Inhalt
bei den eın klerikal besetzten Konvokationen geblieben!*. In Verbindung mı1t
der 1947 einsetzenden Revısıon des kanoniıschen Rechts eschlossen die Kon-
vokationen VO'  3 Canterbury un York, das Haus der Laıen in der Church
Assembly der gesetzgeberischen Arbeit beteiligen!. Seitdem wurde jeder
Entwurt eines Canon VO  - den Konvokationen ZUur Beurteilung das „HMouse
of Laıity“ gesandt, das 1in besonderer Sıtzung dazu Stellung nahm. Dıie fehlende
Möglichkeıt, die Entwürfe in eiıner gemeiınsamen Sıtzung aller drei Häuser
behandeln, machte die Schwierigkeiten des geltenden Systems offenkundig un
stärkte das Verlangen, einer synodalen Struktur gelangen, welche diese
aktuellen Mängel der kirchlichen Organısatıon vermied. Im Lauf der Jahre
wurden mehrere Kommıissıonen eingesetzt, die sıch mM1t diesem Gegenstand
befaßten!3. Der Tenor aller Anträge, Beschlüsse und Willenserklärungen WAar

der, daß das „House of Laıity“ mıi1it den Konvokationen kirchenrechtlich Ver-

knüpft werden und inmen mit dem Klerus iın einer synodal verfaßten
Kirchenorganıisation ıne Einheit bılden sollte14.

Die Konsequenzen dieses Verfassungsprogramms umftfassen mehrere Ele-
n  9 die bıislang nıcht 1n der Tradition der Church of England angelegt oder
zumindest nıcht deutlich entfaltet .1 So stellt ine UÜbernahme demokra-
tisch- arlamentarischer Motive dar, WENN die Laıjen nach gerade 50jährıgem
Beste der Church Assembly nunmehr in die mitverantwortliche Leitung der
Church of England eingetreten sind. Zu der fundamentalen Umformung des
bisherigen ırchlichen Verfassungsrechtes trıtt aber VOr allem 1ne theologische

finung des NSsCH Amtsbegriffes, der 1Ur Bıschöfe, Priester und Diakone
kennt. Dıieser konservatıve Amtsbegriff besitzt 1n der anglo-katholischen Be-
[2240088°4 einen starken Rückhalt und hat gerade 1m Zusammenhang mıiıt der
rage der Union zwıschen Anglikanern und Methodisten se1it 1969 ıne -
logısche Wiederbelebung erfahren!®. Die theologische Dımension der Frage,
ob die Synodalverfassung den katholisierenden Amtsbegriff der anglikanischen
Tradıtion beeinflussen könnte, 1St in der Diskussion der Probleme der General-
synode noch nıcht hervorgetreten. Rasche Veränderungen 1m Verhältnis Staat-
Kiırche sind VO Ansatz her durch die Synodalverfassung nıcht beabsichtigt,
während aber langfristige Wandlungen des heute gleichermaßen VO  3 Staat un:
Kırche garantıerten Establishments der Church of England sind1®

111
Dıie 1m Jahre 1969 VON der Church Assembly beschlossene „Synodical

Government Measure“ hat noch im gleichen Jahr das englische Parlament
durchlaufen und 1st anschließend VO  3 Elizabeth I1 als Parlamentsgesetz in
raft ZESECTZLT worden. Dıie Konvokationen VO:  3 Canterbury un ork übertra-
SCH ihre Funktionen, Autorität, Rechte und Privilegien auf die LECUC General-
synode, die Aaus der Church Assembly gebildet wırd, un verlieren damıiıt den
wesentlichen Teil ihrer angestammten Rechte!?. Gleichzeitig wird 1in jeder
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1öÖzese ıne Dıiözesansynode (diocesan synod), in den Dekanaten Dekanats-
synoden (deanery synod) und 1in den Gemeinden Gemeindekirchenräte (par-
ochial urch councıls)!® gegründet, die jeweıils entsprechend ihrer Zuständig-
keit für die Gestaltung des kirchlichen Lebens 1n iıhrem Bereich verantwortlich

Ind,  Es 1st Aufgabe der Generalsynode, die die Church of England betreftenden
Angelegenheiten behandeln und die notwendigen Bestiımmungen erlas-
sen. Dieses kann durch ine „Measure“ durch Canones, für deren Gültigkeit
w1e bisher die königliche Zustimmung nötıg 1St und die den königlichen Rech-
ten und staatlıchen (Gesetzen nıcht entgegenstehen dürfen, SOWI1e durch weıtere,
den beiden ZUEerSt genannten legislativen Möglichkeiten Nier- und nachgeord-
netfe Verlautbarungen geschehen. Dıie Einberufung un Auflösung der General-
synode geschieht w1e seither 1mM Fall der Konvokationen durch königliches
Schreiben. Die Konvokationen bewahren siıch einen Rest ihrer besonderen
Funktionen, wWwWenn Bestimmungen, welche die Lehrformulierungen, den Gottes-
dienst, die Zeremonıien und die Sakramentsverwaltung betreffen, VOrTr der An-
nahme durch die Generalsynode das Haus der Bischöfe verwıesen werden,
welches seinerseits die für die Schlußabstimmung verbindliche Textgestalt der
Generalsynode vorlegt. Fuür den Fall, daß ıne „Measure“* dauernde Verände-
Nn  n 1mM Tauf- Kommunionsgottesdienst oder 1n der Ordinationsord-
Nung vorsieht oder eine verfassungsrechtlich wirksame Unıion mit einer anderen
Kirche bzw. eın substantieller Wechsel ın den Beziehungen zwischen der Church
of England und einer anderen christlichen Gemeinschaft vorbereitet wiırd, soll
VOT der endgültigen Entscheidung der Generalsynode die Zustimmung der
Mehrheit der Diözesansynoden eingeholt werden?®, W a4s sowohl] ıne eträcht-
iıche Erschwerung der Gesetzgebung auf diesem Gebiet als auch iıne wichtige
Vorentscheidung in der jeweıls beschließenden Sache darstellt.

Dıie „Synodical Government Measure“ in Verbindung mi1t der Verfassung
der Generalsynode stellt 1ne beeindruckende gesetzgeberische Leistung dar,
durch die älteres Kirchenverfassungsrecht umgeformt, seine ezüge ZuUu STaAat-
lichen und königlichen Recht sorgfältig 1n die LECUC Verfassungsordnung über-
geleitet*! und alle Glieder der Church of England Geistliche un Laıen
dem Meinungsbildungsprozefß un den Entscheidungen 1in der Kirche betei-
ligt werden. Vor allem das letzte Argument wurde vieltach benutzt, der
kirchlichen Oftentlichkeit die Einführung der vollen synodalen Verantwortung
für die Laıen empfehlen??.

Die Arbeit der Generalsynode 1n den ersten beiden Jahren ihres Bestehens
hat jedoch manchen kritischen Kommentaren geführt. Viele beklagen sich
über die Ineftektivität der dreimal jJährlich tagenden Generalsynode, auf der
ZWAar je]l diskutiert, aber wen1g entschieden werde. iıne starke Unzufrieden-
heit mit der Arbeitsweise der Generalsynode ergibt sıch VOTLr allem A4aus der
Ablehnun des Unionsschemas 3. Maı I7 doch VO  - weıten reisen der
Church England allen der Erzbischot VO Canterbury eine
Revısıon der Ablehnung des Unionss  emas durch die vereinıgten Konvoka-
tiıonen VO:  3 Canterbury und ork Jul: 1969 erhofft worden WAar. Der
Bischof VO  - Southwark (Dr Mervyn Stockwood) befürchtet, da die synodale
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Kıirchenleitung ANSTAtt einer größeren Freiheıt, Menschen für Christus g-
wınnen und Ss1e 1mM Glauben stärken, in der Getahr 1st, ” einem Po ypcCcn

werden, dessen Fangarme sıch die Kirche schlingen, daß WIr daran
ersticken“?3. Diese beginnende Resignatıion über die bisherige Leistung der
Generalsynode trıfft mi1t der alarmierenden Feststellung ZUSAaMMECN, daß im Jahre
1971 erstmals wieder nach 1949 die Zahl der Ordinationen 1n der Church ot
England die Marke VO:  e 40O gefallen se1 (392); während 1M gleichen
Jahr 44% Geistliche in den Ruhestand gingen““.

Dıie in England aufgetauchten Vorbehalte die Arbeitsweise der (Gsene-
ralsynode äandern nıchts der theologischen, kirchensoziologischen und kır-
chenpolitischen Berechtigung ihrer Einführung. Dıie Fehler, die iINnan der (Gene-
ralsynode vorrechnet, haben ıhre Ursache 1ın der allgemeinen Sıtuation des
geistlichen Lebens und der Theologie 1n der Church of England. YSt die auf
diesen Bereichen vorgsgeNOMMECNCN Bewußtseinsiänderungen werden der hurch
ot England die Generalsynode geben, die S1e ZUr Lösung iıhrer gegenwärtigenund zukünftigen Probleme braucht, W1e iıne kırchenverfassungsrechtlich S11111-
volle NEU! Struktur der Kıiırche ıhre überzeugende Selbstdarstellung noch nıcht
ersetzt

Hermann Vogt
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unıon un: kirchliche Einheıt, 1n Okumenische Rundschau 21 19727 2305 Fıne VÄTE
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